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stattgefunden hat. 
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Der Bürgermeister eröffnet um 19.01 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und 
stellt fest, dass der Gemeinderat ordnungsgemäß einberufen wurde und beschlussfähig 
ist. Das Protokoll der letzten Sitzung vom 15. Dezember 2022 liegt auf. Der Vorsit-
zende gibt bekannt, dass die Verhandlungsschrift am Schluss der Sitzung für genehmigt 
erklärt ist, sofern keine Einwände dagegen erhoben wurden. Seitens der ÖVP-Fraktion 
hat sich GR Angerer Klaus entschuldigt. Deren Stelle nimmt sein Ersatz ein.  
 

1. Landesgartenschau - Bericht  
Bgm. Günter Streicher berichtet über die letzte Aufsichtsratssitzung der Landesgarten-
schau GmbH am 7. Februar 2023. In dieser Aufsichtsratssitzung gab es neben einem 
Bericht der laufenden Tätigkeiten in der GmbH auch einige Beschlüsse. Als zuständige 
Werbeagentur wurde einstimmig eine Salzburger Firma gewählt. Den Web-Auftritt und 
die Ausfertigung der Plakate und Werbeträger wird die Schärdinger Firma Direttissima 
übernehmen. Die Generalplanung der Landesgartenschau war EU weit ausgeschrieben. 
Von den insgesamt 9 Bewerbungen haben es 7 aufgrund der Ausscheidungskriterien 
in die engere Auswahl geschafft. Nach genauer Begutachtung wurde das Planungsbüro 
„ST raum a“ aus Berlin beauftragt. Leider gibt es in der Schärdinger Umgebung keine 
Planungsbüros, welche ein derartiges Projekt umsetzen könnten. Die gewählte Agentur 
hat bereits die Landesgartenschau in Aigen-Schlägl durchgeführt. Aktuell befindet sich 
das Planungsbüro in der Detailplanung. Bereits in den nächsten Wochen soll dieser 
Plan präsentiert werden. Eine öffentliche Präsentation für alle Bürgerinnen und Bürger 
ist nach Ostern angedacht. Genauere Informationen hierzu folgen bereits im nächsten 
Bürgerinfo, welches vor Ostern an alle Haushalte gesendet wird. 
Weiters wurde auch der Öffnungszeitraum beschlossen. Die Eröffnung der Landesgar-
tenschau soll am 25. April 2025 stattfinden. Der letzte Besuchstag soll der 05. Okto-
ber 2025 sein. Ein weiterer Tagesordnungspunkt war die Gestaltung des Stadtplatzes. 
Für die weitere Beratung wurde der Verkehrsausschuss und der Umweltausschuss be-
auftragt.  
 
GR Ing. Richard Armstark meldet sich zu Wort. Frau Andrea Berghammer hat der Bür-
gerliste vor kurzem den Ablauf der Landesgartenschau erklärt. Dabei hat die BLS her-
ausgefunden, dass die Landesgartenschau hauptsächlich im Grüntal stattfinden wird. 
Es kann sich bestimmt jeder an das Hochwasser im Jahr 2013 erinnern, so GR Ing. 
Armstark – dort stand alles unter Wasser. Dass dies auch im Jahr 2025 passieren kann 
ist klar. Auf die Frage „Was passiert, wenn ein Hochwasser kommt?“ teilte Frau Berg-
hammer mit, dass dieses Risiko an das Planungsbüro weitergegeben wurde. Wer für 
dieses Risiko einsteht konnte leider nicht beantwortet werden. Für die Bürgerliste wäre 
dieses Risiko wirklich zu groß. Außerdem soll ein Busparkplatz unterhalb der Jet-Tank-
stelle erbaut werden. Dieser Parkplatz muss nach einem Jahr wieder entfernt werden – 
das stellt für die Bürgerliste keinen sparsamen Umgang mit dem Geld dar. Noch dazu 
will die Berliner Firma eine schwimmende Plattform vor der Innbrücke in den Inn 
konstruieren. Er würde das weder mit seinem eigenen Geld und erst recht nicht mit 
dem Geld der Steuerzahler machen. Viel besser wäre es, endlich den Anlegesteg an der 
Inn-Promenade zu bauen, so GR Ing. Armstark. Das Thema ist ohnehin noch lange 
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nicht erledigt. Bei einer Zeitungsumfrage haben 84 % der Befragten mitgeteilt, dass 
dies eine gute Idee wäre. Der Bürgermeister a. D., Ing. Franz Angerer, hat schon vor 
Jahren mitgeteilt, dass der Inn unter anderem ein „Hauptspiel“ für die Landesgarten-
schau wird und auch der Steg ein Thema ist. Doch das Thema ist plötzlich von der 
Bildfläche verschwunden. Sollten tatsächlich Blumenschiffe oder ähnliches gebaut wer-
den, dann können diese auch an einem Steg gehängt werden. Wieso der Steg noch 
immer nicht erbaut wurde versteht die Bürgerliste nicht. Der Handel, Tourismus und 
die Wassersportler würden alle davon profitieren. Es wäre doch toll eine Ruderregatta 
von Passau nach Schärding mit 100 Booten und das Wassertor als Ziel zu veranstalten 
als Höhepunkt der Landesgartenschau. Der Vorschlag der BLS lautet „Nachhaltigkeit 
für die Stadt“. Deswegen soll der obere und untere Stadtplatz zur Landesgartenschau 
gesperrt und begrünt werden. Nachdem der Bürgermeister mitgeteilt hat, dass für die 
Landesgartenschau noch nicht alles bestimmt ist, will die Bürgerliste Schärding einige 
Vorschläge einbringen. Nach dem Gefühl der Bürgerliste Schärding gehört die Landes-
gartenschau mehr in die Stadt, um das Risiko eines Hochwassers zu beseitigen. Ebenso 
gehört ein Bewirtungszelt auf den Stadtplatz. Die Besucher sollten sich am Stadtplatz 
aufhalten und nicht im Grüntal. Der obere und untere Stadtplatz soll begrünt werden. 
Aus dem Jahnpark soll ein Barock-Garten gestaltet werden. Der Sporen zum Inn gehört 
geöffnet. Da gibt es zwei schmale Stellen – wenn diese geöffnet werden hat man einen 
Durchgang bis zum Inn. Hier könnte man sodann zwei Stegbrücken bauen. So etwas 
würde in den Köpfen der Schärdingerinnen und Schärdinger hängen bleiben und man 
braucht das Ganze in ein paar Jahren nicht für viel Geld wieder rückbauen. Der Schul-
park der Volksschule, der Kirchenplatz, der Grafenauerpark, die Schiffsanlegestelle, 
usw. – es gibt viele Möglichkeiten in Schärding mit Blumen und Sträuchern etwas 
schöner zu machen. Die Besucher sollten sich also hauptsächlich in der Stadt aufhalten 
und das Geld dort lassen, anstatt im Grüntal. Klarerweise ist dies kein konkretes Kon-
zept. Wichtig ist nur aufzuzeigen, dass es auch ein anders Konzept als das „Hochwas-
serkonzept“ gibt. GR Ing. Armstark hat sich bereits in Linz erkundigt – es ist nicht so, 
dass immer alles auf der grünen Wiese sein muss. Das Thema Nachhaltigkeit ist das 
Wichtigste. Er appelliert an die Verantwortlichen, sorgfältig mit dem Geld umzugehen. 
Das Geld kommt so schnell nicht mehr nach Schärding.  
 
Der Bürgermeister möchte auf ein paar Anliegen von Herrn Ing. Armstark eingehen. 
Die Entscheidung, dass die Landesgartenschau nach Schärding kommt wurde bereits 
vor langer Zeit gefällt. Um den Zuschlag vom Land OÖ zu bekommen, war schon da-
mals das Grüntal ausschlaggebend. Es hat sich auch kein einziges Planungsbüro von 
diesem Vorschlag entfernt. Weiters gibt es einen vom Land OÖ eingerichteten Landes-
gartenschau – Beirat, welcher die Verwendung der Gelder überprüft. Dieser Beirat hat 
die Vorschläge für Schärding bereits gesehen und für positiv empfunden. Es wurde 
auch ein Berater für die Landesgartenschau beigezogen – Herr Christoph Hauser. Herr 
Hauser ist ein Landschaftsarchitekt aus Vöcklabruck und hat bereits drei Landesgar-
tenschauen als Geschäftsführer geleitet. Alle Befragten haben die Vorschläge als sehr 
gut empfunden. Zum Thema Nachhaltigkeit: Die gesamte Wiese, welche von der Brau-
erei Baumgartner zur Verfügung gestellt wird, soll ein Stadtgarten/Wald werden. Dies 
bleibt auch nach der Landesgartenschau so erhalten. Im Bereich des Stadtbades wird 
ein Wassergarten und ein Motorik Park erbaut. Das Stadtbad wird nach der Landes-
gartenschau um 100 % aufgewertet. Die angesprochenen Parkplätze müssen vor dem 
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Stadttor sein. Wenn die Besucher alle mit den Fahrzeugen in die Stadt kommen wür-
den, würde es bei weitem nicht genügend Parkplätze geben. Zudem hatte jede Landes-
gartenschau einen separaten Parkplatz vor den Stadttoren. Der Parkplatz wird aus um-
weltfreundlichem Material erschaffen – es wird kein Teer verwendet und nach der Lan-
desgartenschau wird der Parkplatz wieder rückgebaut werden. Was bleiben wird, ist der 
Parkplatz auf dem gemeindeeigenen Grundstück im Grüntal neben dem Stadtbad. 
Hier werden 150 – 200 Parkplätze für die Stadt entstehen. Der dritte große Bereich 
der Landesgartenschau wird der Schlosspark sein. Auch dort wird einiges investiert. Der 
Orangeriepark wird uns vom Kurhaus zur Verfügung gestellt – auch dieser wird um-
fangreich erneuert.  
Auf ein Hochwasser hofft natürlich keiner – Vorkehrungen dazu werden jedoch errich-
tet. Laut den Fachleuten kann die Gartenschau nach einem „normalen“ Hochwasser 
innerhalb zwei Wochen wieder zurück auf den normal-Zustand gebracht werden. Das 
letzte Jahrhunderthochwasser ist erst 10 Jahre her – das sollte erstmal nicht so schnell 
wiederkommen. Die Geschäftsführerin, Frau Berghammer, wird weiterhin alle Vor-
schläge entgegennehmen. Insgesamt kann man sagen, dass wir auf einem guten Weg 
sind. Kleine Änderungen können noch vorgenommen werden. Wenn jedoch das ganze 
Konzept neu geplant wird, dann kann die Landesgartenschau gleich vergessen werden 
und das möchte niemand. Es sollen auch die Betriebe und Gastronomen davon profi-
tieren. Auch wenn die Schärdinger Gastronomie auf einem guten Level ist, wird man 
nicht alle Besucher verköstigen können. Daher ist eine Bewirtung im Hauptgelände 
dringend notwendig – was auch vom Land OÖ so vorgeschrieben ist.  
 

2. Prüfbericht des Prüfungsausschusses (Beilage 1) 
GR Werner Schätzl bringt den Prüfbericht (Beilage 1) vollinhaltlich zur Kenntnis.  
 
GR Andreas Bauer findet die Kontrolle grundsätzlich sehr gut. Ihm fehlen für die Be-
urteilung jedoch die Raumtemperatur und die Luftfeuchtigkeit. Wenn in einem Raum 
ein Heizkörper auf Volllast läuft und der Raum trotzdem nur 19 Grad hat, dann ist 
dies berechtigt. Man muss die Raumgröße und die Anzahl der Heizkörper abwiegen.  
 
GR Werner Schätzl bezieht sich auf die geöffneten Fenster in den Toiletten. Hier han-
delt es sich im Regelfall um eine Raumgröße von 12m2. Zwei Heizkörper sind in den 
Toiletten installiert – diese laufen auf Volllast und die Fenster sind gekippt. Dazu ist 
dem Prüfungsausschuss noch etwas ganz anderes aufgefallen. Im Erdgeschoss der Po-
lytechnischen Schule waren die Fenster nur angelehnt. Da sich die Fenster auf Stra-
ßenhöhe befinden, könnte jeder raus und rein gehen. Fakt ist, dass allgemein etwas 
sorgfältiger gehandelt werden muss, so der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, GR 
Werner Schätzl. 
 
GR Mario Zehentmayer teilt den Anwesenden mit, dass er selbst bei dem Kontrollgang 
dabei war. Seinem Empfinden nach hatte es sogar im Stiegenhaus mehr als 19 Grad.  
 
GR Ing. Richard Armstark ergreift das Wort. Die Kontrolle fand er sehr sinnvoll. Wich-
tig ist, dass aus der Kontrolle auch was herauskommt. Die zuständigen Personen müs-
sen angeleitet werden zu sparen.  
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Vizebgm. Mag. Stefan Wimmer meldet sich nicht als Vizebürgermeister, sondern als 
Lehrer der Mittelschule zu Wort. Er ist der Meinung, dass der Großteil der Kollegen 
sehr sparsam handeln. Auf die meisten Heizkörper hat die Belegschaft keinen Einfluss, 
da diese nicht regulierbar sind. Die Lehrer sind dazu angehalten, die Fenster nach jeder 
Unterrichtseinheit zu schließen sofern eines geöffnet wurde. Das Problem in der Poly-
technischen Schule wird er an die Kolleginnen und Kollegen weitergeben. In den Toi-
letten sind die Fenster tatsächlich oft gekippt. Das hat den Hintergrund, dass ansonsten 
ein sehr unangenehmer Geruch in den Räumlichkeiten entsteht.  
 
GR Werner Schätzl sucht keinen Schuldigen. Es geht darum, dass das Problem erkannt 
wurde und nun an die zuständigen Personen weitergegeben werden muss. Für ihn sind 
hier hauptsächlich die Reinigungskräfte verantwortlich. Das sind die letzten Mitarbei-
ter, welche die Räumlichkeiten betreten. Wenn sich ein Fenster in drei Meter Höhe 
befindet, dann muss eine dementsprechende Verlängerung angekauft werden, um das 
Fenster schließen zu können.  
 
Der Bürgermeister bedankt sich beim Prüfungsausschuss für die aufgezeigten Mängel. 
Die unangekündigte Kontrolle sieht die Schulleitung nicht sehr positiv. Er hat sofort 
verwunderte Anrufe und E-Mails erhalten, dass in nicht öffentliche Räume vorgedrun-
gen wurde, wo sich auch sensible Dokumente und Schriftstücke offen auf dem Tisch-
befanden. Auf den Datenschutz muss trotz allem geachtet werden. Er will nichts kriti-
sieren, er will lediglich das Anliegen der Schulleitung weitergeben. Vielleicht kann man 
in Zukunft den Umgang miteinander ein wenig verbessern. Als Chef des Personals be-
richtet er ebenfalls über bereits vergangene Gespräche mit den zuständigen Personen. 
In diesen Gesprächen wurde das Personal bereits auf diese Themen sensibilisiert. Der-
artige Gespräche werden aufgrund der aufgezeigten Mängel künftig erneut stattfinden. 
 
Vizebgm. Stefan Schneebauer und Lena Pumberger verlassen den Saal. 
 
GR Mario Zehentmayer ist der Meinung, dass man die Stichproben nur durchführen 
kann, wenn niemand davon etwas weiß. 
 
Der Bürgermeister möchte eine weitere Diskussion vermeiden. Er bedankt sich beim 
Prüfungsausschuss für die gute Arbeit. 

 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: einstimmig zur Kenntnis genommen 
 

3. Rücklagenauflösung (Beilage 2) 

STRin MMag. Michaela Lechner bringt den Amtsbericht und die Antragsempfehlung 
(Beilage 2) vollinhaltlich zur Kenntnis. 

Vizebgm. Stefan Schneebauer betritt den Saal.  



 
 

Verhandlungsschrift Nr. 9  9 

Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge die Verwendung der Sonder-
Bedarfszuweisungsmittel in Höhe von EUR 74.300,00 zur Bildung einer allgemeinen 
Haushaltsrücklage beschließen. 
Weiters möge der Gemeinderat die oa. Rücklagenverwendung und die oa. Zuführung 
aus der operativen Gebarung zu den angeführten Projekten beschließen. 
 
Abstimmung über den Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig beschlossen – 1 Stimmenthaltung (MFG) 
 

4. Tarifanpassung Lärmschutzverordnung (Beilage 3) 
STR Mag. Stefan Wimmer bringt den Amtsbericht und die Antragsempfehlung (Beilage 
3) vollinhaltlich zur Kenntnis.  

 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge den beiliegenden Verordnungs-
entwurf, mit einer Geldstrafe von EUR 360,- beschließen. 

 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig beschlossen - 1 Gegenstimme (MFG), 1 Stimmenthaltung 
(BLS) 

5. Vereinbarung Schulerhaltungsbeiträge Volksschule Wernstein (Beilage 4) 
STRin MMag. Michaela Lechner bringt den Amtsbericht und die Antragsempfehlung 
(Beilage 4) vollinhaltlich zur Kenntnis.  

 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge die vorliegende Vereinbarung 
mit der Gemeinde Wernstein über die Umlegung der Sanierungskosten zusätzlich zu 
den laufenden Schulaufwendungen auf die Gastschulbeiträge beschließen. 
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig beschlossen – 1 Stimmenthaltung (BLS) 
 
GR Reinhard Wagner verlässt den Saal. 

6. Änderung Dienstpostenplan (Beilage 5) 
ALin Rosemarie Kaufmann, BA MA bringt die Änderungen des Dienstpostenplans (Bei-
lage 5) vollinhaltlich zur Kenntnis. 
 
GR Reinhard Wagner betritt den Saal. 
 
Der Bürgermeister bedauert, dass einige Änderungen durch die Härteausgleichskrite-
rien vorgenommen werden müssen. Ein Beispiel dafür ist die Bibliothek. Grundsätzlich 
besagen die Härteausgleichskriterien, dass die Gemeinde keine Bibliothek dieser 
Größe führen darf. Die Stadtbibliothek wäre ein schlimmer Verlust für alle Bürgerinnen 
und Bürger der Stadtgemeinde Schärding. Auch die umliegenden Gemeinden profitie-
ren stark von unserer Bibliothek. Es gab speziell für die Genehmigung der Bibliothek 
einen Termin beim zuständigen Gemeindereferenten, LR Herrn Mag. Michael Lindner, 
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welcher ein positives Ergebnis gezeigt hat. Laut Herrn LR Mag. Michael Lindner wird 
es für die Stadtbibliothek Schärding einen Sonderbeschluss der Landesregierung 
Oberösterreich geben. 
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig zur Kenntnis genommen – 2 Stimmenthaltungen (BLS & 
MFG) 
 

7. Flächenwidmungsplan Änderung Linzerstraße (Beilage 6) 
Vizebgm. Stefan Schneebauer bringt den Amtsbericht (Beilage 6) und die Antragsemp-
fehlung vollinhaltlich zur Kenntnis. 
 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge die Umwidmung 4/58 
Parzelle 427/10 (2.343 m2) und Parzelle 429/2 (1.949 m2), KG. Schärding-Vor-
stadt, im Ausmaß von 4.292 m2 von derzeit „Gebiet für Geschäftsbauten mit einer 
Gesamtverkaufsfläche von 300 m2 bis maximal 1500 m2 – überwiegend Lebens- und 
Genussmittel, Gesamtverkaufsfläche max. 700 m2“ in „Gebiet für Geschäftsbauten mit 
einer Gesamtverkaufsfläche von 300 m2 bis maximal 1500 m2 – überwiegend Lebens- 
und Genussmittel, Gesamtverkaufsfläche bis max. 1000 m2 (laut PLAN) beschließen. 
 
GR Ing. Richard Armstark weist darauf hin, dass es im Stadtgebiet keinen einzigen 
Grundversorgungsmarkt mehr gibt. Trotzdem soll jetzt zugestimmt werden, dass ein 
Markt außerhalb der Stadt eventuell bis 1.500 m2 wächst. Die Märkte außerhalb der 
Stadt haben die Innenstadt kaputt gemacht. Er findet das furchtbar. Es muss geschaut 
werden, dass die Märkte wieder in Innenstadt kommen. Er würde dem Lidl Konzern 
sagen, dass er die Flächenumwidmung nur dann bekommt, wenn er im Gegenzug einen 
kleinen Markt in der Stadt eröffnet. Jeder sieht das Problem – es kann doch nicht sein, 
dass das allen Anwesenden egal ist! Für ihn ist das unvorstellbar. Er appelliert an die 
Anwesenden, sich über dieses Thema mal Gedanken zu machen.  
 
Vizebgm. Stefan Schneebauer teilt mit, dass die FPÖ-Fraktion grundsätzlich nicht dafür 
ist, dass es in der Stadt keinen Grundversorgungsmarkt mehr gibt. Das Ausmaß sind 
jedoch nicht 1.500 m2 sondern lediglich 1.000 m2. Zudem kann man einem Ge-
schäftsmann nicht vorschreiben, dass er ein Geschäft in der Stadt eröffnet muss, egal 
ob es sich wirtschaftlich rentiert oder nicht.  
Wenn wir wieder einen Grundversorgungsmarkt in der Stadt haben möchten, dann 
muss man das anders angehen. 
 
GR Andreas Birgeder hat gehört, dass es bereits Bewerber für das ehemalige Billa-Ge-
schäft gab. Gescheitert ist es jedoch an den enorm hohen Mietkosten für so wenig 
Fläche. Die meisten Filialketten schreiben außerdem eine Mindestgröße von 1.000 m2 
vor.  
 
GR Ing. Richard Armstark berichtet von zwei konkreten Fällen in Niederösterreich. Da 
wollte der Spar-Markt ein Geschäft in der Stadt schließen und außerhalb ein neuen 
Markt errichten. Der gesamte Gemeinderat hat sich dagegen ausgesprochen. Es gab die 
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Auflage, dass der Markt in der Stadt – in einer kleineren Version – erhalten bleibt. In 
Raab wurde ebenfalls von der Gemeinde großer Druck gemacht, dass der Grundversor-
ger im Ort bleibt. Die Gemeinden können sehr wohl was bewirken. Der Billa-Konzern 
hat so viele Märkte. Wenn bei einem Markt kein zu hoher Umsatz gemacht wird, dann 
fällt das im Gesamtbild nicht auf. Die Gemeinde muss auf die sozialen Komponenten 
hinweisen. Auch wenn wir keinen Grundversorger in die Stadt bringen, kann zumindest 
ein Signal gesetzt werden. Er hat sich heute lange mit dem Chef von den Unimarkt-
Filialen von Oberösterreich unterhalten. Dieser möchte nur weitere Gespräche führen, 
wenn der Bürgermeister die Mietkosten übernimmt. Das kommt daher, dass es außer-
halb der Stadt so viele Angebote gibt. 
GR Mario Zehentmayer ist der Meinung, dass das Problem bereits seit den 90er Jahren 
besteht. Zu diesem Zeitpunkt entstand der Wandel, dass sich die Märkte außerhalb der 
Stadt ansiedelten. Diese Märkte wieder in die Stadt reinzuholen – zu diesen Preisen 
und Flächen – das funktioniert nicht. Das einzige was funktionieren würde, wäre ein 
Gemeindebau, wo die Gemeinde nur Unkosten auf Prozent Basis verlangt. Leider gibt 
es in der Stadt keinen Platz für so einen Gemeindebau. 
 
GR Andreas Bauer bringt ein, dass die Diskussion massiv vom eigentlichen Thema 
abweicht. Diese Diskussion gehört zum Tagesordnungspunkt „Allfälliges“. Der Gemein-
derat kann niemanden dazu verpflichten sein Geschäft an einem bestimmten Ort aus-
zurichten. Das ist rechtlich unzulässig und auch in der Raumordnung nicht erwünscht. 
Derartige Gespräche führt man in einem anderen Rahmen – nicht jedoch in einer 
Gemeinderatssitzung. Hier kann man nichts bezwecken. Er wiederholt, dass diese Dis-
kussion am Thema vorbei geführt wurde und Themenverfehlung aufzeigt und bei die-
sem Tagesordnungspunkt absolut fehl am Platz ist. 
 
Der Bürgermeister bestätigt, dass die Diskussion vom eigentlichen Thema abweicht. Er 
hat die Diskussion bewusst nicht unterbrochen, da über das „Billa-Thema“ in diesem 
Gremium noch nie gesprochen wurde. 
 
GR Karl Grabmann möchte trotz Themenverfehlung noch etwas anbringen. Wenn man 
sich nun gegen sämtliche Anliegen von den Märkten und Konzernen außerhalb der 
Stadt stellt, dann werden diese ihre Tätigkeiten in eine andere Gemeinde verlegen – 
dann profitiert Schärding in keinster Weise mehr davon. Weiters bezieht er sich auf die 
von Herrn GR Ing. Armstark angesprochene Unterschriftsliste und hinterfragt, wie viele 
Personen davon auch wirklich beim Billa-Markt eingekauft haben? Eine Unterschrifts-
liste bewirkt nicht viel, die Personen müssen auch tatsächlich den Wocheneinkauf dort 
erledigen. 
 
Der Bürgermeister fasst abschließend zusammen: Die „Billa-Thematik“ wurde in die-
sem Gremium noch nicht öffentlich besprochen. Diese Thematik ist im Herbst 2022 
aufgekommen, innerhalb kürzester Zeit wurde das Gespräch mit dem Konzern gesucht. 
Er war selbst in Linz beim REWE-Konzern. Dort wurde er davon in Kenntnis gesetzt, 
dass dieser Billa-Markt seit drei Jahren rote Zahlen schreibt. Der Konzern kann und 
darf das Geschäft somit nicht mehr weiterführen. Weiters gab es mit der Chefetage des 
Konzerns ein Gespräch in Schärding. Bei diesem Gespräch war ebenfalls Herr GR Ing. 
Armstark, der Stadtrat für Wirtschaft, Herr Paul Königsberger, sowie einige andere 
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Personen anwesend. Es wurde das Gleiche wie auch bei dem Termin in Linz berichtet. 
Der Bürgermeister hat sich auch selbst ein Bild von der Situation gemacht. Zu den 
Mittagszeiten steht man fast immer Schlange – eingekauft werden jedoch nur ein paar 
Kleinigkeiten im einstelligen Euro Bereich. Es wurden keine Großeinkäufe mehr ge-
macht. Bei so hohen Miet- und Betriebskosten kann sich das niemand leisten. In 
Summe geht es um einen 5-stelligen Euro-Betrag. Die Gemeinde kann hier leider nicht 
aushelfen. Als zweite Option hat er um ein Gespräch mit dem Spar-Konzern ersucht. 
Der Spar-Konzern sieht hier leider keine Möglichkeit, wenn es selbst der Billa-Konzern 
nicht geschafft hat. Trotz allem muss man die Marktdichte der Stadtgemeinde Schär-
ding schätzen. Schärding hat 8 Supermärkte für eine Stadt mit 5.800 Einwohnern auf 
einer Fläche von 4 Quadratkilometer. Das haben wir auch den deutschen Nachbarn 
zu verdanken, die ihre Großeinkäufe in Österreich tätigen.  

Natürlich hätte jeder gerne wieder einen Nahversorger in der Stadt, aber das geht mo-
mentan leider nicht. Der Hauseigentümer hat bereits ein Angebot für einen Nachmie-
ter, welcher auch wieder Lebensmittel verkaufen wird. Bis der Vertrag unterschrieben 
ist darf er leider keine Auskunft darüber geben. Weiters hat er ein Gespräch mit Frau 
Sandra Haslehner vom Naturkostladen vor dem Linzer Tor geführt. Frau Haslehner 
wird die Öffnungszeiten nun auf 5 Tage die Woche erweitern. Außerdem gibt es in der 
Stadt weiterhin die Bäcker, die Metzger und Gastronomen.  
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig beschlossen – 1 Gegenstimme (BLS)  

8. Grundstücksangelegenheit Kreuzberg (Beilage 7) 
Vizebgm. Mag. Stefan Wimmer bringt den Amtsbericht (Beilage 7) und die Antrags-
empfehlung vollinhaltlich zur Kenntnis. 
 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge den beiliegenden Teilungsplan 
und somit die Übernahme ins öffentliche Gut beschließen. 
 
GR Andreas Bauer stellt fest, dass es sich um eine Sackgasse handelt. Er bittet bei einer 
eventuellen Erweiterung eine Durchfahrtsstraße daraus zu machen. 
 
GR Werner Schätzl erklärt sich bei diesem Punkt als befangen, da er unmittelbarer 
Anrainer ist. Er kann Herrn GR Andreas Bauer jedoch versichern, dass der Grundstück-
seigentümer gerne eine Durchfahrtsstraße daraus machen möchte.  
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: mehrstimmig beschlossen –  Stimmenthaltungen (FPÖ, BLS und MFG) 
 
Vizebgm. Mag. Christoph Danner verlässt den Saal. 

9. Grundstücksangelegenheit Kenzianweg – Primärversorgungszentrum (Beilage 8)  
Vizebgm. Stefan Schneebauer bringt den Amtsbericht (Beilage 8) und die Antragsemp-
fehlung zur Kenntnis. 
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Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge den beiliegenden Teilungsplan 
und somit der Schaffung der Parzelle 471/11 beschließen. 
 
Der Bürgermeister fügt an, dass das Grundstück weiterhin im Eigentum der Stadtge-
meinde Schärding bleibt.  
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: einstimmig 
 
Vizebgm. Mag. Christoph Danner betritt den Saal. 
 
GR Thomas Diebetsberger verlässt den Saal 

10. Verträge mit Grundstückseigentümern (Beilage 9-10) 
a) Infrastrukturkostenbeitrag Voglweg 
Vizebgm. Stefan Schneebauer bringt den Amtsbericht (Beilage 9) und die Antrags-
empfehlung zur Kenntnis. 
 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge die beiliegende Vereinbarung 
(Infrastrukturkosten) beschließen. 
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: einstimmig 
 
b) Vorkaufsrecht „Hauzinger-Gründe“ 
Vizebgm. Stefan Schneebauer bringt den Amtsbericht (Beilage 10) und die Antrags-
empfehlung zur Kenntnis. 
 
Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge den beiliegenden Vertrag be-
schließen. 
 
GR Andreas Bauer fügt an, dass das Vorkaufsrecht nur gilt, wenn das Grundstück nicht 
bebaut wird. 
 
Der Bürgermeister informiert, dass das in diesem Fall nicht eintreten wird, da es bereits 
einen Notartermin für die Unterschrift gibt. 
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: einstimmig 
 
GR Thomas Diebetsberger betritt den Saal. 
 

11. Straßenbenennung Kreuzberg (Beilage 11) 
Vizebgm. Mag. Stefan Wimmer bringt den Amtsbericht (Beilage 11) und die Antrags-
empfehlung vollinhaltlich zur Kenntnis. 
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Die Antragsempfehlung lautet: Der Gemeinderat möge die neu errichtende Straße süd-
lich vom Fichtenweg als „Holunderweg“ benennen. 
 
Abstimmung über diesen Antrag durch Handzeichen des gesamten Gemeinderates: 
Beschluss: einstimmig 
 

Allfälliges: 
GR Ing. Richard Armstark meldet sich zu Wort. Mindestens drei Mal hat er mitgeteilt, 
dass die Baustelle bzw. das Straßengeländer in der Innbruckstraße für ihn ein verhee-
rendes Thema ist. In der Innbruckstraße ist ein Lastwagen an das Geländer gefahren – 
der Unfall wurde aufgenommen und der Verursacher ist bekannt. Den dadurch ent-
standenen Schaden sollte der Verursacher bezahlen und nicht die Gemeinde. Daraus 
wurde nun eine Baumaßnahme von € 80.000,- gemacht, welche nicht notwendig wäre. 
Wenn es einen Verursacher für den Schaden gibt, dann soll dieser diesen Schaden 
bezahlen – keinesfalls aber die Gemeinde. Die einzige erforderliche Baumaßnahme 
ist, dass das umgefahrene Geländer wieder angebracht wird. Es bedarf keiner Verschö-
nerung oder Sonstiges. Er findet das furchtbar. Er appelliert an die Anwesenden, sich 
von der Baustelle selbst einen Eindruck zu machen und die Baumaßnahme zu hinter-
fragen. Seiner Ansicht nach ist diese Baustelle nur „rausgeschmissenes Geld“. Der Ver-
ursacher gehört herangezogen und der soll das Geländer wiederherstellen. 
 
Vizebgm. Mag. Stefan Wimmer weist Herrn GR Ing. Richard Armstark darauf hin, dass 
hierfür gültige Beschlüsse vorliegen. Diese Beschlüsse wurden nicht umsonst gefasst, 
sondern weil es ein Gutachten eines Sachverständigen gibt.  
 
GR Ing. Richard Armstark appelliert nun an den Bürgermeister, sich dieses Vorhaben 
genau anzusehen.  
 
Der Bürgermeister teilt ihm mit, dass er sich bereits des Öfteren mit diesem Thema 
beschäftigt hat und täglich mit offenen Augen durch die Stadt geht. Die Gemeindeord-
nung sieht vor, dass man bei solchen Entscheidungen die Meinung eines Sachverstän-
digen heranzieht. Der Verursacher des Schadens am Geländer muss selbstverständlich 
seinen Beitrag zu den Gesamtkosten leisten. Das Bauprojekt betrifft nicht nur den 
durch den LKW entstandenen Schaden am Geländer, die gesamte Mauer ist bereits 
baufällig. Eine Gemeinde ist keine Firma, wo eine Person entscheiden kann – eine 
Gemeinde muss sich an die Gemeindeordnung und die Beschlüsse halten.  
 
GR Werner Schätzl erinnert, dass im Schadensfall der Neuwert, der Zeitwert, etc. für 
die Bemessung der Schadenshöhe von Bedeutung ist.  
 
GR Ing. Richard Armstark äußert sich weiters über die Sanierung der Volksschule. Sei-
ner Meinung nach ist die Schule noch nicht in einem desolaten Zustand. Er war selbst 
bei einer Begehung anwesend. Bei dieser Begehung ist ihm nichts ins Auge gesprungen, 
was saniert werden müsste. Wenn man ohnehin kein Geld hat, dann kann man auch 
die Volksschule nicht sanieren.  
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Weiters möchte er noch über „das Sterben der Innenstädte“ berichten. Er hat einen 
längeren Artikel dazu erstellt und sich mit Personen der „Kleine historische Städte“ 
unterhalten. Er möchte nur eine Idee dazu anbringen. Alle Innenstädte haben große 
Probleme, nicht nur Schärding. Die Märkte außerhalb der Städte und der Internetein-
kauf haben den Innenstädten den Lebensnerv gezogen. Wir Österreicher haben gesagt, 
wir wollen die Landschaft schöner machen. Es wurde schnell bemerkt, dass die Berg-
bauern mit ihrem Einkommen keine Chance mehr zum Überleben haben. Der Staat 
wollte jedoch, dass die Bergbauern bestehen bleiben und eine Lebensgrundlage be-
kommen. Also wurde geschaut, dass die Bergbauern sogenannte Ausgleichszahlungen 
erhalten. Die Idee ist nun, zu fordern, dass die kleinen Städte auch durch Ausgleichs-
zahlungen in irgendeiner Weise am Leben erhalten werden. Andernfalls werden die 
kleinen Innenstädte immer mehr aussterben. Er hofft, dass diese Idee auf Verständnis 
trifft. 
 
Der Bürgermeister bezieht sich auf die letzte Wortmeldung. Vom Land OÖ, Regional-
management bzw. Stadtumlandkooperation gibt es das Leerflächenmanagement. Ak-
tuell laufen die Ausschreibungen für das Projekt. Es wurde bereits im letzten Bürgerinfo 
angekündigt, dass die Bürgerinnen und Bürger für dieses Projekt ansuchen können. 
Das Land OÖ gibt für dieses Projekt eine große Summe aus. Das ist somit genau das, 
was Herr GR Ing. Richard Armstark vorhin angesprochen hat. Es haben bereits vier 
oder fünf Hausbesitzer in der Innenstadt um dieses Projekt angesucht. Passend dazu 
berichtet er über einen Artikel der Schärdinger Volkszeitung in der vergangenen Wo-
che. In diesem Artikel wurden die Innviertler Städte verglichen – Schärding hat bei 
diesem Vergleich bedeutend am besten abgeschnitten. 
Abschließend möchte der Bürgermeister noch auf die Wortmeldung zur Volksschulsa-
nierung antworten. Pädagogen und Baufachleute des Landes Oberösterreich haben die 
Volksschule begutachtet und alle sind zu dem Ergebnis gekommen, dass die Volks-
schule einer Generalsanierung unbedingt bedarf. Nur weil die Gemeinde aktuell ein 
kleines Geldproblem hat – welches in einem oder zwei Jahren hoffentlich wieder be-
seitigt werden kann – können unsere Kinder nicht auf eine moderne Schule verzichten. 
Das Land OÖ stellt uns 7 bis 8 Mio. Euro dafür zur Verfügung. Das Projekt jetzt zu 
verschieben wäre absolut kontraproduktiv. Dieses Ergebnis wurde bei einem gemein-
samen Termin mit der Landeshauptfrau-Stellvertreterin erreicht – dies jetzt wieder auf-
zugeben wäre hingegen Allem, wofür der Gemeinderat gewählt wurde. 
 
Nachdem unter Allfälliges keine weiteren Wortmeldungen erfolgen und die Punkte der 
Tagesordnung erschöpft sind, bedankt sich Bürgermeister Günter Streicher für die An-
wesenheit und beendet um 20.45 Uhr die Sitzung des Gemeinderates. 
  


























































































